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Wir werden durch Gesetze eingeschränkt,die 
gegen uns gerichtet sind,Als Studenten "bedrückt" 
uns das HRG besonders.Aber wir können und wol­
len dieses Gesetz nicht einfach hinnehmen.
W I R  D R Ü C K E N  Z U R Ü C K !

O r g a n is a to r is c h e s
Gemäß dem Beschluß der TH-VollverSammlung am 29. Januar 1976 hat das HRG- 
Komitee die Urabstimmung über einen Streik gegen das HRG vorbereitet. Die 
Urabstimmung findet an 6 Tagen statt, von Mittwoch, dem 21.4.76, bis zum 
Mittwoch, den 28.4.76. Durchgeführt wird sie folgendermaßen:
Zwei feste Wahllokale sind in der Mensa Lichtwiese und in der Mensa Stadt­
mitte von 9 - 1 6  Uhr besetzt, die Fachschaftsvertretungen geben mit mobilen 
Wahlurnen die Möglichkeit, in den Gebäuden des Fachbereichs seine Stimme 
abzugeben. Die Auszählung erfolgt am Mittwochabend im AStA, so daß das Er­
gebnis zur Vollversammlung am 29.4.76 im Audi max vorliegt. Verfahren wird 
nach der Urabstimmungsordnung, die am 6.4.76 vom Studentenparlament verab­
schiedet wurde. Darin ist festgelegt, daß die Urabstimmung bei einer Wahl­
beteiligung von 45 % gültig ist. Ein Streik der Studentenschaft wird dann 
durchgeführt, wenn sich von den an der Urabstimmung Teilnehmenden zwei Drittel 
dafür entschieden haben.

Der Urab8timmung8text lautet:

Ich bin für einen aktiven Streik gegen das Hochschulrahmengesetz 
ab dem 3. Mai 1976 mit einer Vollversammlung am 6. Mai 1976, auf 
der die Weiterführung des Streiks oder dessen Abbruch beschlossen 
werden soll.
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j-L \itrg ru u etd e-t
Der Bedarf des deutschen Kapitals an 
qualifizierten Arbeitskräften nach 
dem zweiten Weltkrieg überstieg bei 
den Akademikern in den fünfziger Jah­
ren noch die Kapazitäten der bundes­
deutschen Hochschulen und Universitä­
ten. In der sog. "Aufbauphase" konnte 
jedem Akademiker noch ein relativ 
sicherer Arbeitsplatz geboten werden.
Das Hochschulstudium selbst orientierte 
sich noch wesentlich am herkömmlichen 

^^tudienaufbau, wie dies noch vor dem 
2. Weltkrieg her bekannt war.
Der rapide Aufbau der dt. Wirtschaft 
versprach durch Expansion noch hohe 
Gewinne für die deutschen Unternehmer, 
sodaG das Gebot der Rationalisierung 
der Produktion sich noch nicht voll 
auf die Ausbildung, z.B. der Akademiker, 
in Form der Entqualifizierung auswirkte. 
Ein relativ qualifiziertes Studium war 
noch möglich und durch Rationalisierung 
bedingte Veränderungen konnten noch 

^^urch die expandierende Wirtschaft 
aufgefangen werden.
Anfang der sechziger Jahre wurde jedoch 
deutlich, daß sich die Grenzen dieser 
Expansion abzeichneten und durch die 
schärfere Konkurrenz die Realisierung 
des Profits sich nicht mehr nur auf 
die hohen Wachstumsraten stützen konnte. 
Rationalisierung und Spezialisierung 
traten mehr in den Fordergrund.^
Die Wirtschaftskrise 1966 zeigte das 
Ende der Aufbauphase des dt. Kapitals 
nach dem 2. Weltkrieg an. Das Ende 
der Wachstumsphase brachte Arbeitslo­
sigkeit und Lohndruck wieder auf die 
Tagesordnung. Durch Unternehmens-

B E lS P IE L 'f
EIN EINDRUCKSVOLLES BEISPIEL FOR DIE EINSPARUNG QUALI­
FIZIERTER ARBEITSKRÄFTE IST DIE HERSTELLUNG VON 12.800 GLEICHEN DREHTEILEN BEI UNTERSCHIEDLICHEN MECHANISIE­
RUNGSGRADEN

Stückleistung 
Mtschinen je Schicht

und Maschine
Anzahl der 
erforderl. 
Maschinen

Qualifikation und 
Anzahl der erfor.!. Arbeitskräfte

Spitzendrehbank 100 
zerspanend (1950) 128 121 qualifizierte Arbeiter ♦
Revolverdreh- 400 bank, zerspa­nend (1954)

32 32 angelernte,
8 qualifizierte 
Arbeiter *

Stangenautomat, 1.600 
zerspanend (19S9, 
Mehrmaschinenbe­
dienung)

8 2 angelernte,
2 qualifizierte 
Arbeiter *

Presse (Automat)12.800 
spanlos (1964) 
(Mehrmaschinen­
bedienung)

1 1/3 Anteil ei­
nes angelern­
ten ,

1/3 Anteil ei­
nes quäl. Arb

♦ • Dreher, *  - Einrichter, Werkzeugmacher
Von 128 quelifiziertcn Drehern, von denen jeder eine spe 
zialisierte Drehbank bediente, wird am Ende keiner mehr 
gebraucht, weil nur noch 1 qualifizierter Einrichter den 
Automaten einstellt, der von einem weiteren angelernten 
Arbeiter überwacht und bedient wird.

fusionen und Rationalisierung wurden 
die Profite gesteigert.2' Für die Aus­
bildung und auch das Studium mußte 
dies höhere Spezialisierung, Effek­
tivierung, d.h. schließlich Ver­
billigung bedeuten.

Rationalisierung

Das Schaubild basiert auf einer Umfrage des Münchener Ife-Instituts. Wie auch immer sich die tatsächliche Anlage- tätigkeit der Unternehmen Ende des Jahres entwickelt haben mag: Im Vordergrund der Investitionstätigkeit ste­hen Rationalisierungsinvesti­tionen. Der Anteil der Erwei- tem ngsinvestitionen geht da­gegen stark zurück. Auch Er- satzinvestitionen können ver­steckte Rationalisierungsinve- stittonen sein. G r a f i k :  Gl obus

" Mit dem Slogan "Schick Dein Kind 
auf bessere Schulen" war in den V. 

Jahren zuvor der Bedarf der In­
dustrie und das Interesse der 
3 Ugsnd und der Arbeiter nach 
qualifizierterer Ausbildung 
befriedigt worden.
mit der wachsenden Krieenanfälligkeit 
der kapitalistischen Wirtschafteord-
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..i'srcli R;i* ioun 1 i s Leru.ngcn, Hochir.echan i s  icru. ig  und Auto­mation wurden Ln eLr :'RD von 1950-1960 9 . 5 7 4 . 0 0 0  Ar­b e i t s k r ä f t e ,  das « ir.d •! 7 , 9 1& der 1 950 B e s c h ä f t i g t e n ,t * t " .  Sie  fanden in anderen Bereichen der Wirt•;ig.
.Lj un lurch e i n  s t änd i ge s  Wachstum der Wirtschafteinen - mei s t  s c h l e c h t e r e n , neuen Arbn ir.sniat .2 . Bei einem nevt Wirtsch.afts.va eil st. um - was s tärher abre i chnet  - s ind di.e kr;ifte a r b e i t s l o s .

weniger quäl  j. f i l i e r t e n  - ger ingeren oder gar kei  s i ch  a l s  Tendenz immer f r e i g e s e t i t e u  Ar be i t s -

Von 1960 - h8 b e l i e f  s i c h  die  Zahl der " f r e i » e s c t i t e a ” A r b e i t s k r ä f t e  (d . h .  ihre  Ar b e i t s p l ä t z e  werden durch An- tematlon und Na t i on a l i s i e r u n g  bei  g l e i c h e r  Produkt ions­l e i s t u n g  e i n g e s p a r t )  auf 8 . 4 3 d 000,  das s ind 32,5'i a 13• 19 6«.) b e s c h ä f t i g t e n  A r b e i t s k r ä f t e  (Zahlen aus: "Materia­l i en  zur Lebenss i tuat . ion der I n d u s t r i e a r b e i t e r  in der BRD, o r s c hung s h o r i c h t ’1, 1: VA 1 9 73, S.43 f f . ) .

1974 wurden Insgesamt 318 (Vorjahr 242) Unternehmens- susammenschlüsse beim Bun- deskartellamt angemeldet; das ist die höchste Zahl seit 1966. Am „heiratsfreudigsten“ seif­ten sich dabei die Kreditwirt­schaft (39 Fusionen), Chemie (27), Elektrotechnik und Eisen/ SUhl (je 22). Die Behörde hat leit 1966 damit insgesamt fast 1700 Zusammenschlüsse erfaßt. 172 der 318 Fusionen waren lach geltendem Recht „kon- rollpflichtig“. G rafik : G lobus

nung zeichnet« sich das Ende das Be­
darfs an qualifizierten Arbeitern 
und Akademikern ab. Mit dem "Krupp- 
Stufenplan” wurde eine Stufenauabil- 
dung für Lehrlinge in die Diskussion 
gebracht, die von Seiten der Unter­
nehmer das Ziel hatte, durch stufen­
weise Selktion Abschlüsse mit geringer 
Qualifikation für die Masse einzu­
führen und damit die Kosten für die 
Ausbildung der U/are Arbeitskraft zu 
senken.
Im Zeichen der Krise der deutschen 
Wirtschaft 1969 hofften viele auf 
die Reformen der SPD in der Regie­
rung. Die im Regierungsprogramm 
festgshaltene Öffnung und Erweite­
rung der Bildungseinrichtungen re­
sultierte auch aus den Forderungen 
der Studentsnbewegunq nach Reform 
der Ordinarienuniversität und:der 
Lehrinhalts. Der damalige Anspruch 
sozialdemokratischer Politik "Bil­
dung für jedermann" führte zu einem 
großen Zustrom von Jugendlichen zu 
weiterführenden Bildungseinrichtungen.
In einigen Fakultäten reichten schon 
bald die Kapazitäten nicht mehr aus“
Und es wurde immer mehr der 
Numerus Clausus eingeführt.
Zehntausende von Studenten und Schülern 
forderten in Demonstrationen und Schul- 
streika anfang der siebziger Jahre 
die Abschaffung des NC. Der Forderung 
breiter Massen von Jugendlichen nach 
Ausbau des Bildungssyatems und einer 
qualifizierten Ausbildung stand Jedoch

die Tendenz des Kapitals nach Ratio­
nalisierung und Einsparungen und die 
Forderung nach direkten staatlichen 
Subventionen entgegen. Die Byndesre- f  

gierung beugte sich dem Druck der 
Unternehmerverbände. Eine qualifizierte 
Ausbildung für alle war für die deutsche 
Wirtschaft zu teuer geworden. Der erste 
Entwurf des HRG nahm den NC schon zu 
seiner Grundlage und von Entwuf zu 
Entwurf setzte sich das Unternehmer­
interesse nach Rationalisierung und 
Verbilligung der Akademikerausbildung 
durch in Form von Regelstudienzeiten 
und Reformen der Studien- und Prüfungs­
ordnungen entsprechend der Forderung ^  
der Industrie nach "praxisgerechter Orien­
tierung". Der Begriff 'Reform des Stu­
diums' war von Studenten und Industrie­
vertretern benutzt worden, nur mit 
entgegengesetzten Inhalten. Auf Re­
gie rungsebenehat sich die Industrie 
durchge8etzt. Ob sich das HRG such 
an den Hochschulen durchsetzt, hängt 
nicht zuletzt vom Widerstand der 
Betroffenen selbst ab. Klar ist bei 
der Auseinandersetzung um das HRG, 
daß hier die Zukunft der Masse der
Studenten auf dem Spiel steht ebenso 
wie die Zukunft der UJiesenschaft und
Forschung insgesamt.
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m 1.0. MV Köln 1976
VDS i h  HRG

Wir(der AStA)stellten 
auf dar VDS-MV den ne­
benstehenden Antrag, 
der recht gute Chancen 
hatte,auf der MV ange­
nommen au werden und 
die Vorgehensveiee der 
VDS gegen das HRG so 
festaulegen,wie sie 
auf unserer Vollversam- 
lung beschlossen wurde, 
j^eser Antrag wurde von 
SPst allen hessischen 
ASten unterstUtst und 
von der Basisgruppen­
fraktion leicht verän­
dert als Teil der 
Hauptresolution vorge­
schlagen. Trotsdem wurde 
dieser Antrag,wie viele 
andere,nicht sur Abstim­
mung gestellt,da in «den 
Verhandlungskommissionen 
noch Differensen bestan­
den,ob daa HRG insge­
samt ahsulehnen sei oc 
der die MV eine Hovellie 
rung des HRG fordern 
solle.(Dem letsteren 
hätten wir nicht zugee 
A i m m t )

ANTRAG Nr. M ....
Antragsteller:

T ite ls ............................ .

Trotz jahrelanger Auseinandersetzungen und gegen zahlreiche 
Proteste wurde das HRG im Dez. 75 vom Bundestag und Bundes­
rat verabschiedet. Damit wurde ein Gea£z beschlossen, das 
die permanente Verschlechterung der Studien- un d Lebensbe­
dingungen der Studenten rechtlich sanktioniert und weiter vei 
schärft.Das HRG kann seine Herkunft und Funktion nicht ver­
leugnen, die Hochschlcn im Interesse des Kapitals zu rationa­
lisieren und zu effektivieren, seine Maßnahmen sind eindeutij
- Verschärfung und Featschreibung des NC. Dadurch werden im­
mer mehr Jugendliche vom Studiums augeschlo&Bcn, der 
Leistungsdruck und die Selektion werden noch stärker.

- Regelstudienzeiten von 6r8 Serastern für alle Studiengängc. 
Die dazu notwendige Kürzung und Festlegung der Studienmhalti
wird durch Studienreformkonmissionen durchgeführt, in denen 
stimmberechtigte Vertreter der Kultusbürokratie und der In­
dustrie sitzen. Die Methode, erst die Studiendauer festzu- 
leger und dann durch mehrheitlich außeruniversitäre Gremien 
die Inhalte dem Zeitmangel anzupassen, liquidiert die Mög­
lichkeit, ein wissenschaftliches Studium durchzuführen. Da­
mit sollen im Zuge zunehmender Rationalisierung und Automa­
tisierung der Produktion nur noch wenige hochspezialisierte 
"Rezeptemacher" ausgebildet werden, dafür aber umso mehr mit 
seinen anwendungBbezogenen Wissen ausgeatattete Fachkräfte, 
sog. "Rezepteanwender".
- Die Organe der Studentenschaften, Studetenparlament, AStA 
und Fachschaften, unterstehen verstärkter staatlicher Kon­
trolle, die Möglichkeit juristischer Auflösung der Organe 
wird jedem Landesparlament freigestellt. Damit wird die Ab­
schaffung der ASten in Bayern sanktioniert.
- Direkte staatliche Kontrolle über die Hochschule durch ver 
stärkte Rechts- und Fachaufsicht des Kultusministeriums, d.h. 
Einschränkung der Freiheit von Lehre, Forschung und Studium 
für alle Hochschulangehörige, ohne die die Gewinnung und An­
eignung wisaenschafticher Erkenntnisse unmöglich *ind.
- Erweiterung der Befugnisse der Professoren gegenüber 
Assistenten, Bediensteten und Studenten durch Mehrheiten in 
denHochschulgremien.
- Das Ordnungsrecht schränkt freie politische und gewerk­
schaftliche Meinungsäußerung und Betätigung drastisch ein. 
Jede Form des Studentischen Protests kann aufgrund dieser Re 
gelungen mit Ausschluß von Studium bis zu 2 Jahren gehandet 
werden. Dadurch soll die Mehrheit der Studenten eingeschüch­
tert und davon abgehalten werden, demokratische Rechte und

ABSTIMMUNGSERGEBNIS:
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Freiheiten wahrzunehmen und. sich gegen die permanente Ver­
schlechterung der Studienbedingungen zur Wehr zusetzen.
- Drittmittelforschung,Nebentätigkeiten und damit Zweckent­
fremdung von Einrichtungen und Mitteln bleiben Geheimnis von 
Auftragsforschern und Kultusverwaltung.Die offene,kritische 
Diskussion in der Hochschule über Methoden,Ziele,Ergebnisse 
und Finanzierung der Forschungsprojekte wird verhindert.Sie 
wäre aber Voraussetzung einer geselschaftlich verantwort­
lichen wissentschaftlichen Arbeit.
- In der Personalstruktur werden wieder überholte Hierarchien 
etabliert.Mit der Verpflichtung wissenschaftlicher Mitarbei­
ter zu Hochschulunterricht ohne Forschungsmöglichkeit ent­
steht ein neuer Mittelbau billiger»benachteiligter Lehr­
kräfte.
Diese HRG zeigt ganz deutlich,welche Anforderungen das Ka­
pital heute an die Hochschulen stellt.Sie sollen die Studen­
ten möglichst schnell»billig und verwertbar ausbilden.
Die mit dem HRG vorangetriebenen Verschlechterungen an der 
Hochschule können jedoch nicht isoliert betrachtet werden.Die 
Ausbildung wird im gesamten Bildungsbereich in Frage gestellt 
durch fehlende Lehrstellen,Unterrichtsausfall»überfüllte 
Klassen,Lehrermangel und Arbeitslosigkeit.Ganze Generatio­
nen von Jugendlichen müssen erfahren,daß eine materiell ab­
gesicherte und qualifizierte Ausbildung in dieser Gesell­
schaftsordnung nicht mehr möglich sein soll.
Wir sind aber nicht bereit,unser Recht auf Bildung der Krise 
der kapitalistischen Gesellschaftsordnung und blindem Profit­
streben zu opfern.
Deshalb lehnt die VDS-MV das HRG insgesamt entschieden ab und 
fordert:
- Weg mit dem HRG
- Keine Anpassung der Landeshochschulgesetze an das HRG
Die VDS werden durch bundesweite Aktions- und Streiktage im 
Sommersemester diesen Forderungen Nachdruck verleihen- und da­
bei für folgende Rechte eintreten:
- Freier Zugang zur Hochschule
- Ausbau des Bildungswesens
- Materiell abgesicherte und qualifizierte Ausbildung 
-Keine staatliche Fachaufsicht über die Universität
- Erhaltung der Organe der Studentenschaft
- Freie politische und gewerkschaftliche Betätigung,keine
Uberprüfungsverfahren und Berufsverbote____________________

BERICHT von der V D S - M V
AStA Informationsreferent 
P .Spiewack(Basisgruppen)

In der Woche vom 29.3. - 3.4.1976 fand in Köln die 1. Ordentliche Mitglieder­
versammlung der vds statt.
Bevor ich auf den Ablauf und wesentliche Entscheidungen eingehe, möchte ich das 
Kräfteverhältnis innerhalb des Verbandes, das sich gegenüber der Gründungsver­
sammlung kaum verändert hat, bekanntgeben, denn nur das zählte auf dieser Tagung. 
Die MSB/SUB-ASten verfügen über ca. 40 % aller Stimmen, die Juso-Hochschulgruppen 
über ca. 29 Z aller Stimmen, die Basisgruppen über ca. 20 Z, während sich die 
restlichen Stimmer auf einige KBW- und RCDS/SLH-ASten verteilen.
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Jeder der glaubte, unter "fortschrittlichen Leuten" sei eine einiger­
maßen solidarische Auseinandersetzung möglich, wurde eines besseren belehrt.
Die gesamte vds-MV fand auf zwei Ebenen statt. Die öffentliche MV war von Eröff­
nung bis Schluß durch nicht endenwollende Reden gekennzeichnet, denen nur die 
Mitglieder der eigenen Fraktion zuhörten. In diesen Fensterreden bemühte sich 
jede Fraktion, die anderen in die Pfanne zu hauen, sich selbst jedoch einen Hei­
ligenschein aufzusetzen. Gleichzeitig fand die eigentliche MV in den Verhandlungs­
kommissionen statt, wo man sich in zähen Verhandlungen auf die Hauptresolution
einigte.
Schon im letzten Jahr hatte es heftige inhaltliche Auseinandersetzungen um die 
Hauptresolution gegeben, die damit endeten, daß MSB/SHB trotz Ablehnung der Haupt­
resolution (die die Arbeitsgrundlage für den Verband und den Vorstand darstellen 
sollte) in den Vorstand gingen. Von den Basisgruppen wurde diesmal eine von allen
Fraktionen getragene Hauptresolution, d. h. eine offene Vorstandsarbeit, ange­
strebt, denn die Koalition (Fraktion) Jusos und LHV hatte sich im letzten Jahr 
einige Male als Hemmschuh erwiesen.
Man einigte sich also auf der MV, die im letzten Jahr zwischen Basisgruppen, Jusos 
und LHV ausgehandelte Hauptresolution als Grundlage zu nehmen, diese zu aktuali­
sieren und um ein Aktions- upd Arbeitsprogramm für den Vorstand zu erweitern. Als
Grundlage für die Änderungen wurde Anträge aller Fraktionen genommen und in lang­
wierigen Verhandlungen (bis zum Schluß der MV) zu einer Hauptresolution zusammen- 
gestellt, die so allgemein ist, daß sie von 2/3 der Anwesenden angenommen wurde.

internationale Studenten-Ausweise«Drucken Kopien
k o p i e r e n  v o n  dU e l n a u f l a g e n

tftechtsberatung _  . ...  _  «Bus-«Verleih
# s t a  S e r v i c e :

Die Lebenshaltungskosten sind gestiegen, was Studieren wird teurer. 
Der AStA als Studentenvertretung will daher in Zukunft verstärkt 
Dienstleistungen anbieten, die nahezu jeder während des Studiums 
gebrauchen kann. Durch die Rechtsstruktur der verfaßten Studenten­
schaft können wir sie zum Teil konkurrenzlos billig anbieten.
(....... auch ein Grund, für die Erhaltung der verfaßten Studenten
Schaft einzutreten.)
Diese Dienstleistungen, die Rechtsberatung ausgenommen, werden nicht 
aus den Haushaltsmitteln der Studentenschaft bezuschußt. Sie müssen 
sich selber tragen und werden daher gegen eine kostendeckende Gebühr
abgegeben.
Nähere Informationen im AStA-Geachäftsziner (Altes Hauptgebäude, 
Erdgeschoß, vom Pförtner aus nach rechts) während der Öffnungszeit 
von 10 bis 13 Uhr an allen Werktagen. Telefon: 16 — 21 17.
Für einen Internationalen Studenten-Ausweis bitte umbedingt ein 
Paßfoto, eine Studienbescheinigung und 4,00 DM mitbringen.
Unter dem Stichwort: JUt««8*relce findet ihr auf den nachfolgenden 
Seiten weitere Informationen zu den einzelnen Dienstleistungen.
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Die Basisgruppen konnten das von ihnen ausgearbeitete Arbeits- und Aktionsprogramm 
weitgehend durchsetzen. Dieses, das hauptsächlich dezentrale Aktionen forderte, 
wurde jedoch insofern unterlaufen, indem v<?n Jusos, MSB und SHB kurz vor Abstimmung 
der Hauptresolution eine zentrale Demonstration für den 22. Juni beschlossen 
wurde. Gegen was bzw. für was wir demonstrieren sollen, steht noch nicht ganz 
fest, denn die Jusos hatten eine Demo gegen politische Dispiplinierungen und 
für eine bessere soziale Lage der Studenten geplant, während MSB/SHB für Frie­
den, Abrüstung und Entspannung auf die Straßen gehen wollen. (Im Prinzip Forde­
rungen, die mehr als berechtigt sind)
Soviel zur Hauptresolution, von der wir die wichtigsten Teile - wie das Aktions­
programm - veröffertlichen werden, sobald wir sie haben. Stattdessen noch einiges 
über die Mitgliederversammlung.
Nach der Eröffnung, zu der die Festlegung der Tagesordnung und ähnliche Formalia 
gehörten, wurde die bisherige Arbeit des Verbandes anhand des Berichts des Vor­
stands diskutiert. - Die in dem gesamten Vorstandsberecht vertretene Meinung, 
daß die vds trotz einiger Schwierigkeiten eine wirksame Vertretung der Interessen 
und Forderungen der Studenten auf Bundesebene darstellt, möchte ich hier nicht 
unwidersprochen wiedergeben, denn der Verband war im vergangenen Jahr nicht in 
der Lage, die ASten einigermaßen vernünftig zu informieren oder Einschätzungen 
über aktuelle Themenbereiche zu liefern.
Die vds ist meiner Meinung nach zu stark mit sich selbst beschäftigt. So wird in 
dem Vrostandsbericht zuallererst von den bis jetzt vergeblichen Mühen um eine För­
derung aus Bundesmitteln berichtet. Da diese Forderung (zumal die CDU/CSU bei der 
Vergabe ein Wörtchen mitzureden hat) nur den Gruppen zugute kommen soll, die sich 
voll für den Erhalt dieses Staates - mit all seinen Unzulänglichkeiten - einsetzen, 
befindet sich die vds hier in einer Zwickmühle. Einerseits will sie von der Regie­
rung Geld und andererseits muß die vds, "um die Interessen der Studenten zu ver­
treten", die Regierung hart attackieren, denn schließlich ist sie politisch für 
Sachen wie HRG, Berufsverbote, § 130a ... verantwortlich.
Zu dem oben gemachten Vorwurf, daß die Informationspolitik der vds miserabel sei, 
hier nur ein Beispiel. Die vds hat es bis heute noch nicht geschafft, den ASten 
eine Analyse des Hochschulrahmengesetzes bzw. ausführliches Arbeitsmaterial zu 
diesem Komplex zu Verfügung zu stellen. - Dieses Versagen ist u.a. darauf zurück­
zuführen, daß die Mehrzahl der von der vds eingerichteten Projektbereiche, die 
sich mit speziellen Themen beschäftigen, erst einen Tag vor der MV bestätigt wur­
den. d. h. erst ab diesem Zeitpunkt ihre Arbeit richtig aufnehmen konnten.
Zur Verbesserung des Informationsflusses wurde die vds aufgefordert, einen "Blitz- 
Informationsdienst" einzurichten, der allerdings nur dann richtig funktionieren 
kann, wenn die einzelnen ASten den vds ihrerseits informieren.
Die allgemeine Unzufriedenheit mit der bisherigen Arbeit des Vorstands ist letzt­
endlich darauf zurückzuführen, daß im letzten Jahr durch die Hauptresolution zwar
die politische Linie des Verbandes festgelegt wurde, dem Vorstand allerdings kein
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fester Arbeitssuftrag gegeben wurde, so daB er sich irgendwelche Aktionen aus dem 
Finger saugen mußte. ■

s^sto Service: K o p ie n
Auf den Kopiergeräten vorm AStA-Büro können rund um die Uhr, auch 
an Wochenenden, normale Kopien und Verkleinerungen gemacht werden. 
Kleingeld mitbringen! Die Kopierer nehmen Groschen, Mark- und Zwei­
markstücke, aber keine Fünfziger an!

Eine normale Kopie kostet (auf Xerox 3600):
Eine Verkleinerung kostet (auf Xerox 7000): 
jund bei Abnahme von 4 Stück :

0,20 DM
0,30 DM 
0,25 DM

Und für Examensarbeiten, Referate, Skripte etc. haben wir jetzt 
etwas günstigeres :

jfopieren von JOetnauflagen
Mehrfach-Kopien von einer Vorlage kosten (auf Xerox 3600 Sprint):
die ersten 5 Kopien jeweils:
jede weitere Kopie 
(bis zur 200.)

0,25 DM 
0,05 DM

0,04 DM

Also kosten zum Beispiel 
7 Kopien 1,35 DM 
10 Kopien 1,30 DM 

100 Kopien 6,00 DM 
nach der 200. jede 0,04 DM 300 Kopien 15,00 DM
Es lohnt sich ab 7 Kopien! Beidseitiges Kopieren spart zusätzlich 
0,01 DM pro Blatt!
Bitte während der Öffnungszeit im AStA-Büro vorbeikommen; bei 
größerem Umfang nach

FRANZÖSISCHE STUDENTEN KÄMPFEN GEGEN ENTQUALIFIZIERUNG 
UND ARBEITSLOSIGKEIT

Entqualifizierung und Arbeitslosigkeit sind längst keine spezifisch 
bundesdeutschen Probleme.
Auch die französischen Studenten wehren sich gegen eine "Hoc0- 
schulreform",an der zwar vier Jahre lang herumgebastelt wurde, 
die jedoch für die französischen Unis nur Nachteile bringt.
Auch das französische Kapital versucht durch stärkere Orien­
tierung von Forschung und Studium an die Produktion, seine 
Akademiker profitabler, d .h .bi 11iger, aussubilden. Dazu versucht 
es mit dieser Hochschulreform direkt Einfluß auf die Unis zu 
nehmen. Das Ergebnis ist Entqualifikation, hohe Durchfallquoten, 
Abbrecher und Arbeitslosigkeit. In Frankreich sind ein hoher 
Prozentsatz der IMillion Arbeitsloser Akademiker. 80 Z aller 
französichea Studenten müssen vor dem Examen auigeben.
Viele Professoren kritisieren, daß mit dieser "Reform" Wissen­
schaft und Forschung zerstört wird,
Jetzt wehren sich die Studenten dagegen, daß sie die Leidtra­
genden der Krise der französischen Wirtschaft sein sollen.
Sie haben sich für den Kampf entschieden.
Am Donnerstag, 15.April? demonstrierten in Paris über 50.000 
Studenten gegen diese "Reform". Die meisten der 75 Universi­
täten werden bestreikt. Die franz. Studentengewerkschaft hat 
für die Zeit nach Ostern weitere Aktionen angekündigt.
Die Parlellen der Auswirkungen der franz. Studienreform und 
dem deutschen Hochschulrahmengesetz sindaugenfällig.
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Auch hier versucht das dt. Kapitalmit Regelstudienzeit, ZVS(NC), 
Ordnungsrecht und direkte« Einfluß auf die Gestaltung 
der Studien- und Prüfungsordnungen das Studium "Praxisorien- 
tierter" zu gestalten, d.h. den Erfordernissen seiner Wirtschafts­
krise ansupassen.Auch in Deutschland soll das Ergebnis eine Masse 
von entqualifiziarten Schmalspurakademikern sein.
Der Kampf der französischen Studenten ist derselbe Kampf wie un­
ser Kampf: sie fordern von der Regierung die Zurücknahme der 
"Reform".Der AStA der THD hat beschlossen, eine Solidaritätsadresse 
an die französische Studentengewerkschaft UNEF zu schicken 
und ihnen viel Erfolg in ihrem Kampf zu wünschen.

Vollversammlung
der S T U D E N T E N S C H A F T  der TH
DO. 29.4 . 11 UHR

RUDI flIAX
> Ergebnis der Urabstimmung

> Vorbereitung des STREIK

Der Erlaß des Kultusnmisters vom 25,2.76 stellt die bisherige 
Bespitzelungsmache an Studenten weit in den Schatten. Alles bis­
herige blieb im Rahmen geheimen Informantentums. Dem letzten 
Schrei aus dieser Sparte entsprechend sollen die Hochschulprä­
sidenten per Gesetz zum Verfassungsbruch genötigt werden, sie 
sollen nämlich die schwierige Aufgabe der bisher geheimen Spitze­
lei öffentlich übernehmen. Hierzu kam es durch einen Berichtsan­
trag der "auf dem Boden des Grundgesetzes stehenden" CDU-Fraktion 
des hessischen Landtags vom 11.11.75 (s. S. dieser WüB), worin 
die Landesregierung aufgefordett wird, global Uber "Strategien 
(des MSB) für die Politisierung der Universitäten" zu berichten. 
Dem Kultusministerium war dieser Antrag anscheinend noch nicht 
detailiert genug. Man kann dem Erlaß entnehmen, daß die Unter­
suchungspunkte gut ausgearbeitet worden sind.
Offensichtlich hat sich im hess. Landtag die reaktionärste Frak­
tion als Verfassungspolizei etablieren dürfen.
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Die Hochschulpräsidenten sollen also nun nschforschen. Wie machen 
sie das? Zorn einen können sie Wahlergebnisse und ähnliches weiter­
geben, Dinge die ohnehin bekannt sind. Die in I - II angeführten 
Punkte können hauptsächlich nur durch die Fachbereiche abgedeckt 
werden. Einseine Fachbereiche lehnen das ab, wie z. B. der FB-Rat 
des FB Mathematik über ein Meinungsbild die Nichtkompetenz und 
Ablehnung ankündigt.
Genauso hat der AStA ineinem Brief den Präsidenten Böhme aufgefor­
dert, keinerlei Informationen weiterzuleiten.

HESSISCHER LANDTAG' des JCum?
I .  Wahlperiode

Berichtsantrag
der Fraktion der CDU
bttrefTend MSB Spartakus

Drucksache 8/1777
II. It. 75

Dtm Haupiaiutchqß

dtr
CDU

D er L a n d ta g  w o lle  b c sc h lie O tn :
Die Landesregierung wird ersucht, im HauptaustchuO Ober folgenden Oe- 
gentund tu berichten:
die Konsequenzen, die sic für ihren Bereich aus der auf dem BundeskongreO 
des MSB Spartakus im Oktober 1975 entwickelten Strategie für die weitere 
Politisierung der Universitäten zu ziehen gedenkt

Wiesbaden, den 5. November 1975
Der Fraktionsvortitzende: 

Milde

gjfä Der Hessische Kultusminister
, , Ä «J WIESBADEN I .d .n  2 5 .  'V 3 4.1 - 433/0 - 176 -

1 " ■" "■■ ■■- ■ — — -------- - . LaiunpUU 10 •Telefon: Simmel-N/. 3g gl

Herren
Präsidenten der 
Technischen Hochschule
Johann Wolfsang Goethe-Universität
Justus Hehls-Universität
Philipps-Universität
An den
Gründungspräsidenten der 
Gesamthochschule Kassel
Herren 
Rektoren der 
Fachhochschulen
Herren
Rektoren der „
Hochschule für Gestaltung v"
Hochschule für Musik und 
Darstellende Kunst

Betr.i USB Spartakus; ,
hier; Zielsetzung und Einfluß an den verschiedenen

hessischen Hochschulen
/ * Brucks. Ur. 8/1777 des Hessischen Landtags

Hach den Ergebnissen de3 17. 3undeskonge3ses des MSB Spartakus an 
8. und 9. Oktober 1975 in Köln verfolgt diese studentische Organisat 
die nachstehenden hochschul- und bildungspolitischen Zielsetzungen:

I. Einflußnähne auf die Personalpolitik
a) Abberufung mißliebiger Mitglieder des Lehrkörpers
b) Berufung sogenannter fortschrittlicher Hochschullehrer
c) Begünstigung carxistisoher Wissenschaftler

II. Einflußnahme auf Lehre und Forschung
a) Sogenannte denokratische Aushildung3ziele enstreben
b) Zurückdräagur-g oder Förderung bestirnter Lehrinhalte 

und Ishmeinungcn
c) titbestisnung des Inhaltes von Lehrplänen und 

Veranstaltungen
d) Begünstigung oder Ablehnung bestirnter Forschungsvorhaben
e) Kanpf un Einf lußnalme auf Lehr- und Forschungspranls .

III» Einflußnahme auf Beschaffung und Benutzung von Sachaittei
a) Anschaffung von Literatur
b) Auswahl der Literatur für Jhehrverans taltungen

TV. Bekanntnachung und Enthüllung von Hißständen 
Stichwort: Sprachrohr der Unzufriedenheit 
Organisierung der Betroffenen zun Protest

Februar 19761

V. Kanpf gegen sogenannte Großkonzeme 
(naturwissenschaftliche Fachrichtungen)

•Ich  bitte un Bericht, ob in Bereich Ihrer Hochschule innerhalb des 
gesetzlichen P.ahnens durch i»'ehjrheitsbildungen auf Grund vor. Mahlen 
die liöglichkeit besteht, die vorstehenden Ziele in Praxis durch- 
.zusetzen. Dies gilt sowohl für den LTS3 Spartakus als auch ideologlsc 
verwandte Gruppen.
Ferner bitte ich un Mitteilung, wie stark der liS3 Spartakus an Ihre: 
Hochschuls ist (tiitgllederzahl) und wie stark diese Cruppe in den 
Hochschulgreaien vertreten ist.

7.Io Auftrog

S T U D E N T E N S C H A F T  DER T E C H N I S C H E N  H O C H S C H U L E  DARMSTADT

An den
Herrn Prlsidanten der 
Technischen H o c h s c h u le  Darnstedt

I.April 1976

A.SIA an
?rqsidente-n

Betr.i Erlel des Hessischen Eultusninieter» »o b 25.2.76 
Ax.« V B 6.1 - 433/20 - 17 6 -

Sehr geehrter Herr Frtttident,

der Studentenschaft der Technischen Hochschule Darnstedt ist der oben enge­
führte , unter anderem auch an Sia gerichtete Erlaß des Hessischen
Kultusministers bekanntgevorden.

In daa Erlaß wird von Ihnen verlangt su berichten,

1. welche Hitgliedersehl der MSB Spartaltue hatj

2. wie stark dar HSB Spartakus ln den Hochschulgreaien ver­
traten lat:

3. ob an dar Technischen Hochechule Dermstadt die "MSglichkeit" besteht, 
daS Ziele daa MSB Spartakus und sogenannter "ideologisch ver­
wandter Gruppen" aufgrund von Mahrhaltabildungan in Hochschul­
organen durchgeaetxt werden kennen.



12
Di« Studentenschaft erwartet von Ihnen, Herr Präsident, daß Sie 
■ich gegen die rechtswidrigen Zumutungen, j« die offenen Auffor­
derungen n s  Verfassungsbruch, die der XrleS enthllt, aehlrfatena 
verwahren.

Bei den Ihnen jetst per BrleS neu Obertragenan "Aufgaben" handelt 
ee eich Oberviegend um eine Art geheimdienetlicher Tätigkeit, die 
dorehtufOhren der TH-Prlaideet gans und gar nicht arnlchtigt iat.
Sie kann iha rechtaäßig auch nieht ia Hege der Aatahilfa abverlangt 
werden. Ervchverdnd tritt hinzu, daß auch der Heasiach« Kultus­
minister zur Durchführung gehe lad ianstlicher Ausforachungatätig- 
kait keineswegs eralehtigt iat.

Siffer 3 des oben engefOhrten "Aufgabenkatalogs" verlangt darüber 
hinaus von Ihnen dis Einordnung von Studenten, wiasenschaftlichen 
Mitarbeitern und Hochschullehrern in MSB Spartakus-Sympathisanten 
einerseits, in MSB Spartakus-inouna Personen andererseits. Denn es 
liegt auf der Hand, daß die vom Kultusminister gewitterte "Gefahr" 
der Herheltibildung zugunsten von Zielern des MSB Spartakus von 
dieser Gruppe allein schon angesichts der studentischen Beteillgungs1 
Verhältnisses in den Hochschulgremiee nicht ausgehen kann.

Die Studentenschaft geht davon aus, daß Sie die Ihnen sugemutete 
rechtswidrige Etikettierung der Mitglieder von Hochschulgremien 
als "linksradikal" einerseits, verfaseongs- (oder besser nocht 
staats-) treu andererseits mit aller Deutlichkeit zurückweisen und 
dam Herrn Hessischen Kultusminister so einfache rechtestestlich- 
deaokratische Grundsätze wie das Prinzip der Geaetznäßgkait der 
Verwaltung und die Achtung vor der verfassungsrechtlich geschätzten 
politischen Betätigungsfreiheit (auf die sich auch der MSB Sparta­
kus berufen kann) gebührend ln ERinneraug rufen. Denn es scheint 
«ns, als genüge ein einfacher Berichtasntrag der CDU-Fraktion im 
Hessischen Landtag (8. Wahlperiode, Drucksache 8/1777), um im 
Hause des Hessischen Kultusministers vor lauter aufgeregter Be 
flissenheit die verfassungsrechtlichem Bedingungen, denen die Ver­
waltung unterliegt, in Vergessanehiit geraten zu lassen.

Vir fordern Sie auf, Herr Präsident, den vom Kultusminister ange- 
forderten (Spitzel-) Bericht nicht sbsmgeben.

Mit freundlichen GrOßen
JL* -----
Hans Dietrich Bettermann
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16 2820
IB - KM - II - 1 -

Der Präsident 
derTecbniscben Hochschule 

D arm stadt
An den 
AS t A
der Technischen Hochschule 

im H a u s e V \ t V "

Batr.i Erlass des Hessischen Kultusministers
vom 25.2.76
- V B 4.1 - 433/20 - 176 - 

Bezugi ihr Schreiben vom 1.4.76 
Anlage: 1

Sehr geehrte Herren I

Gern. § 50 Gasch 0 HL (GVB1. 73, 8 . 63) ist die Landesregierung 
verpflichtet, Kleine Anfragen von Abgeordneten schriftlich su 
beantworten. Gern, f  37 Hess. Hochschulgesetz kann der Kultus­
minister von den Hochschulen Auskünfte verlangen. Von daher ge- 
sehen ist der Präsident verpflichtet, Anfragen su beantworten 
und soweit es in seinem Bemessen liegt, zu beurtellan, ob er ln 
der Lage ist, Auskunft su geben. Eine Auskunft Uber das, was 
bereits in der Hochschulzeitung oder in den Darrastädter Zeitungen 
zu lesen war oder was sich aus den Anschlägen an den Anschlag­
brettern ergibt, kann der Präsident schwerlich verweigern. Darüber- 
hinaus kann der Präsident die Auskunft nicht verweigern Uber das, 
was sich aus den Protokollen Öffentlicher Sitzungen der Hochschul- 
und Studentenschaftsgremien ergibt; derartige Protokolle aUßten 
dem Kultusminister - falls er es forderte - ohnehin vorgelegt werden).

Ausgehend von dieser Voraussetzung habe ich die Anfrage das Kultus­
ministers vcn 25.2.1976 dahingehend beantwortet, daß ich ihm ver­
öffentlichte Daten mitteilte. Dabei habe ich auch zum Ausdruck ge­
bracht, ohne irgendwelche Einzelheiten anzugeben, daß die Präge 
nach rechtswidrige Aktivitäten, wie sie in dem Erlass beschrieben 
werden, hier nicht verstanden werden kann, weil sie nicht aufge­
treten sind. Ich habe des weiteren darauf hingewiesen, daß ich 
der Meinung bin, daß auch ln Zukunft derartige Anfragen unsinnig 
sind, weil - wie sich in den letzten'Jahren hier gezeigt hat - 
der MSB Spartakus und auch die Studentenschaft versuchen, im 
Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten die Interessen und Rechte 
der Studenten und Studentenschaft durchzusetzen.
Weiterhin möchte ich auf folgendes hinweizen: Ich habe bisher 
nicht SchnUffelei betrieben und habe es auch bei der Beantwortung
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des 0 .9 . Erlasses nicht getan. Erhebungen, die zur Schnüffelei 
fuhren, gehen m.E. Uber das Auskunftsrecht des Kultusministers 
hinaus. Ich hielt es aber, nicht zuletzt' im Interesse der hier 1 
an der Hochschule vorhandenen studentischen Gruppen und gerade um 
zu verhindern, daß hier "Schnüffelei" Einzug halten könnte, für 
richtig, den Erlass im Rahmen der oben dargelegten Grundsätze zu 
beantworten. Wenn man aus der ganzen Sache einen prinzipiellen 
Streit, im übrigen nach meiner Meinung mit zweifelhaftem Ergebnis 
machen wollte, hätte man sicher auch anders verfahren können.

Schließlich ist noch folgendes anzumerken 1 Einem Abgeordneten ist 
freigestellt, welche Trage er stellen darf und welche nicht. Die 
Beantwortung der Fragen liegt des weiteren alleine ln der Verant­
wortung der Landesregierung. Ich bin gehalten, auch Anfragen, die 
mir nicht passen oder die aus anderen Gründen problematisch sind, 
zu beantworten. Ich werde dabei jeweils so verfahren, wie ich das 
oben beschrieben habe.

Der AStA der Fachhochschule Frank­
furt hat im Auftrag der Konferenz 
der hessischen ASten(LAK)den Kul­
tusminister Krollmann aufgefordert, 
auf einer Diskussionsveranstaltung 
(27.,28. oder 29.4.)zu diesem Erlaß 
Stellung zu beziehen.

Wären die anderen Hochschulen, die übrigens - soweit bekannt - alle 
geantwortet haben, bei der Beantwortung der Anfrage alle so ver­
fahren wie die TH Darmstadt, wäre die Angelegenheit wahrscheinlich 
jetzt erledigt. So aber ist zu befürchten, daß der Landtag er­
gänzende Fragen stellen wird. Mlt freundlichen Grüßen

Im Auftrag:

C~L> . <■—     ^
(D.Blankenburg, Reg.Dir.)

P o d  i u m s r i i  s k u s s i o n  

z u m  H l M l
veranstaltet vom Rat der wissenschaftlichen Mitarbeiter und Dozenten 

O )  Hochschulrahmengesetz: Hochschulreform?v

Teilnehmer:Diskussionsleiter E.Post»Präsident:H.Böhme
Hochschullehrer:M.Teschner(Liste Deraokr.Hochschule),H.Zürneck

(Liste der Mitte),F.Brandt(Liste Brand,Weigelt, 
Wazelt)

Studenten:H.D.Bettermann(Basisgruppen)»T.Heyer(Juso/Unabhängige),
B.Braun(RCDS)

Wiss.Mitarbeiter:R.Mitscherlieh,M.Bischoff,G.Hänel,(Interaktio)
Sonst.Mitarbeiter:K.Stutz

— I9-3® -  Audiwax
C s  k ö n n e * v i e l e  k o n n m e n , d e s

ho-ffen-fheh ___________________
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Vietnam, ein johl danach
Vor einem Jahr ging mit dem erfolgreichen Abschluß der Ho Chi Minh Kampagne 
ein Kapitel vietnamesischer Geschichte zu Ende. Die Frühlingsoffensive des 
Jahres 1975 und die Volkserhebungen eröffneten den Weg zur nationalen Unab­
hängigkeit und Einheit Vietnams, die Ära einer 100 Jahre währenden kolonialisti 
sehen und neokolonialistischen Unterdrückung der vietnamesischen Nation durch 
französische und amerikanische Imperialisten wurde beendet. Mit dem 30. April 
wurde aber nicht nur ein Kapitel abgeschlossen, sondern eine Epoche vietname­
sischer Geschichte eröffnet, die Epoche der Unabhängigkeit, der Einheit des 
Landes und des Sozialismus.

Gegenwärtig werden die Vorbereitungen zu den am 25. April 1976 stattfindenden 
Wahlen zur Wiedervereinigung beider Landesteile, den ersten allgemeinen und 
freien Wahlen in Gesamtvietnam nach der Augustrevolution von 1945, durchge­
führt. Mit vereinten Kräften schreitet nun das vietnamesische Volk der Fort­
führung seiner Aufgabe, dem Aufbau eines friedlichen, demokratischen, blühen­
den und sozialistischen Vietnams entgegen.

Präsident Ho Chi Minh, die hervorragende Persönlichkeit und Führer der viet­
namesischen Nation, konnte diese Entwicklung nicht mehr erleben. Sein Werk 
jedoch lebt in den Herzen und Taten des vietnamesischen Volkes fort.

"Ist der Yankee geschlagen, werden wir das Land zehnmal schöner aufbauen."

Präsident Ho Chi Minh hat die größten moralischen Werte der vietnamesischen 
Nation verkörpert. Sein Werk hat alle Erniedrigungen, die die vietnamesische 
Nation während des letzten Jahrhunderts erleiden mußte, Überstanden und 
Vietnam den Weg von einem rückständigen und unterdrückten Land in die Zu­
kunft einer hochentwickelten, fortschrittlichen Gesellschaft gewiesen.
Dieser Abschnitt der Geschichte, an dem das vietnamesische Volk nun steht, 
erfordert noch sehr viel Arbeit und Tatkraft, der Aufbau einer modernen sozia­
listischen Nation bedarf der vereinigten Anstrengungen des gesamten Volkes.

Doch das Ergebnis ist gewiß. Bis zum Abschluß unseres Jahrhunderts wird Viet­
nam die entscheidendste Phase der Weltgeschichte, den Übergang zum Sozialis­
mus, die Geburt einer neuen Gesellschaft, vollzogen haben.

Alle auf die Straßen, rot ist der Mai l
Alle auf die Straßen, Saigon ist frei ! n.n.p.I_____________ ________________

Interessentinnen und Interessenten an einem Studentischen Kindergarten 
für kinder auch unter einem halben Jahr wenden sich bitte an den Fach­
schaf tsreferenten des AStA (Tel.: 16/3117)
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DIE AUFERSTEHUNG DER STUDENTENBEWEGUNG 
IN FRANKREICH:
GENERALSTREIK GEGEN DIE KAPITALISIERUNG 
DER UNI
FR A N K FU R T (PFI/ID) Nach dem Scheitern der großangekün- 
12. April digten Reform des Erziehungssektors,

deren technokratischer Charakter von 
den Betroffenen recht schnell durchschaut wurde, was vielerorts 
heftigen Widerstand hervorrief, versucht die Regierung Giscard nun 
per bürokratischem Dekret, ihre wesentlichen Ziele dennoch durch­
zusetzen.

Kern des ganzen ist die verstärkte Ausrifchtung des gesamten 
Erziehungssektors auf die Bedürfnisse des Arbeitsmarktes. Die Me­
thode, das zu erreichen, liegt in der Perfektionierung aller möglichen 
Selektionsmechanismen.

Das beginnt bereits in der Grundschule. Im Laufe der ersten 
acht Wochen wird die junge Generation bereits in zwei Kategorien 
eingeteilt: die „Begabten" (Schnellerner) und die „weniger Begab­
ten" (Langsamlerner). Während die ersten besser gefördert werden 
und z.B. Klassen überspringen können, erfahren die zweiten die pä­
dagogischen Segnungen des normalen Schulbetriebs. Die Objekti­
vität der Selektion und der Kriterien wird natürlich vom gutausge- 
bildeten Grundschullehrer genauestens beachtet. Dieses System 
setzt sich im „2. Zyklus" (vgl. Haupt-, Realschule bis Gymnasium) 
fort und führt beispielsweise zu verschiedenen Kategorien des Abi­
turs. So werden bestimmte technische Abiturs als höherwertig an­
gesehen, was den Zugang zu bestimmten Studiengängen erleichtert, 
einige geisteswissenschaftliche hingegen sind fast wertlos. Im „3. 
Zyklus" (Hochschule) wird die Orientierung dieser „Reformen" 
dann am deutlichsten sichtbar. Die Kontrolle der „Sozialpartner", 
sprich Unternehmer, über diesen Ausbildungssektor ist zur Zeit in 
vollem Gang, und das ist auch der Anlaß für die „Wiederauferste­
hung" einer Studentenbewegung, die zudem in wachsendem Maße 
bei den Gewerkschaften Unterstützung findet.

Hat die Bourgeoisie seit '68  nicht gelernt, dem stillen Wasser 
zu mißtrauen? Für Alice Saunier-Seite, Staatssekretärin im Erzie­
hungsministerium, unterteilt sich die universitäre Bevölkerung in 
zwei Kategorien: diejenigen, die zufrieden sind und keine Fragen 
stellen, das sind die „Studenten, die arbeiten"; die anderen, die sich 
gegen die Umwandlung der Fakultäten in Niederlassungen des Un­
ternehmerverbandes CNPF wehren, das sind die „sogenannten Stu­
denten". Das Bild wäre nicht vollständig, ohne festzustellen, daß die 
letzteren „als bei weitem minoritär" abqualifiziert werden. Dennoch 
gab es 1968 Leute, die wegen geringerem große Sorgen hatten.

Letzte Woche, als die Staatssekretärin noch ignorierte, daß 
50 Universitäten und 40 universitäre Technologieinstitute teilweise 
oder ganz streikten, ähnelten die „sogenannten minoritären Studen­
ten" ganz schön einer Mehrheit. In Paris waren 20000 auf der Stras­
se, und das trotz Provokationen und Ferienbeginn.

Madame Saunier-Seite, im übrigen nichts anderes als ein Su­
perrektor im Auftrag von Erziehungsminister Rene Haby, hat die 
Aufgabe, die Universitäten Schritt für Schritt unter die Obhut der 
Unternehmer zu stellen. Gegen eine derartige fundamentale Orien­
tierung des Regimes wird nur eine dauerhafte Mobilisierung etwas 
erreichen können. Es handelt sich um die Einlösung eines Engage­
ments gegenüber der französischen Industrie: Universitäten nach 
Maß, „professionalisiert" nach den Bedürfnissen der geographischen 
Verteilung der Unternehmen. Das impliziert natürlich auch eine 
ideologisch konforme Universität und Ausbildung. Jaques Chirac 
hat das dem CNPF ausdrücklich versprochen, und im November 
dachte die Regierung, daß es an der Zeit sei, einen bedeutsamen 
Schritt in diese Richtung zu tun. Und das aus zwei Gründen:

Zum einen hielten sie wegen der relativen Schwäche der Stu­
dentenorganisationen UNEF-Renouveau und AJS eine studentische 
Mobilisierung für wenig wahrscheinlich.

Zum anderen setzte der Minister große Hoffnungen in die Ge- 
fügsamkeit jener neuen Mandarine, dieser Profs, die das System re­
produzieren, das einige unter ihnen bespuckt hatten: sie, die nur 
bei Kreditrestriktionen ein ärgerliches Knurren vernehmen ließen.

hatten sich nur episodisch mit der Selektionsproblematik und der 
Verschlechterung der Studienbedingungen beschäftigt. Nur allzu 
oft hat man gehört, daß die Probleme der Studenten nicht ihre Pro­
bleme sind; so erscheint heute die Situation vielleicht alarmierender 
als 1967!

U N TE R TA N E N FA B R IK

Der Staat glaubte, eher freie Hand zu haben, nachdem die Re­
form — der 3. Zyklus — sie etabliert eine Kontrolle der Forschung 
nach der Maitrise und Licence (vgl. Staatsexamen und Diplom) — 
ohne großen Wirbel über die Bühne gegangen war. Dabei hatte ts 
sich um die Einführung eines „Habilitationsverfahrens" gehandelt: 
Die Diplome des 3. Zyklus wurden der Kontrolle einer „Experten­
kommission" unterworfen. Wie durch Zufall waren 40  von den 50 
abgelehnten Arbeiten solche mit ideologisch potentiell subversivem 
Charakter, wie Diplome des Sozial- und Arbeitsrechts. f

Die Reform des 2. Zyklus generalisiert dieses Verfahren. „ L : 
cence und Maitrise" hängen von nun an vom grünen Licht der Re­
gierungs- und Unternehmervertreter ab. Eine solche Analyse ist we­
der eine zu starke Simplifizierung noch eine Prinzipientreterei: Die 
Habilitationsbewerbungen, die alle Universitäten vor dem 1. Dezem­
ber 1976 vorlegen müssen, werden von „technischen Gruppen" über­
prüft, in denen die Industrie offiziell und sehr zahlreich vertreten 
ist.

Diese „Expertengruppen" sollen die Berufsbezogenheit der 
vorgeschlagenen Diplome untersuchen. Diese „technischen Grup­
pen" arbeiten auf zweierlei Weise. Zum einen werden sie eine Reihe 
von Projekten ausschalten, indem sie die Spezialisierung nach Re­
gion ainführen. Z.B. sagen sie: es ist unnütz in Lille Chemiker aus­
zubilden, wenn die Universitäten von Dijon und Lyon dafür viel eher 
geeignet sind wegen der Beziehungen zum Chemiekonzern Rhone- 
Poulenc (m itS itz  in Lyon).

Außerdem werden sie -  allerdings nicht zu absolut, um eine 
liberale Fa^ade zu bewahren — politisch orientierte Diplomthemen 
ablahnen: dabei den Bedarf solcher Forschungen in Frage zu stellen. 
Zu dieser direkten Zensur kommt noch die Eigenzensur der Univer- 
sitäten.Um mehr nationale und anerkannte Diplome zu liefern (was 
die Kreditsubventionen sichert bzw. erhöht), werden die Universi­
tätsorgane die nach denneuen Normen „professionalisierterl" D i­
plome erhöhen und gleichzeitig alle „suspekten" Themen zu ver­
ringern suchen.

Universitäten, die also „gute" Habilitationen liefern, werden 
den größeren Teil der Kredite erhalten, und die Industriellen -  mehr 
bekannt unter dem Namen „Sozialpartner" — werden mit ihnen 
großzügige Vertrage schließen. Im Austausch für einige Sitze in den 
Universitätsorganen und unter der Bedingung, daß ein immer grös­
serer Teil des Unterrichtsangebots von den betroffenen „Professio­
nellen" selbst getragen wird.

In den Universtitätsinstituten für Technologie bereits heute 
stark vertreten, versuchen die Großunternehmen und Multis, einen 
wichtigen Teil der Hochschule zu kolonisieren. Der andere Teil wird 
mehr oder weniger denen abgeschrieben, die unabhängig denken und 
ausbilden wollen. Die „Wertlosigkeit" der Diplome dieser Unis wird 
dann tendenziell zum Rückgang ihrer Studentenzahlen führen, das 
ist Grund,die Kredite zu reduzieren.

Wenn man vom Eindringen der Industriellen in die Universi­
täten spricht, dann ist das durchaus real. So ist der Präsident der 
Union der Verwaltungsrate aller Technologieinstitute ein gewisser 
Leducq. Wenn er nicht gerade sein Institut leitet, dann ist er Gene­
raldirektor der „Blanchisseries de Pantin". Erst kürzlich gab es dort 
Streiks, um gegen die mittelalterlichen Arbeitsbedingungen und die 
Entlassungen von Gewerkschaftsdelegierten zu protestieren.

Leducq, einer der geschätzten und gehörten Männer des Staats­
sekretärs, ist das Symbol der „modernen" Universität. Ein anderes 
Beispiel der Ausbildung von morgen: Compiegne. Die Mehrheit des 
Verwcitungsrates -  15 von 25 — ist von der Regierung ernannt und 
funktioniert unter der Leitung eines ehemaligen Militärs, neben Ver­
tretern von Schlumberger, Rhone PouleDC, Elf-Erap, Pechiney (fran­
zösische Konzerne). Die heftige Reaktion — die gerade erst angefan­
gen hat -  der Mehrheit der Studenten ist folglich nicht erstaunlich.
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Ebenso haben die Hochschullehrer des SNE-Sup (Hochschullehrer­
gewerkschaft) mit bisher nicht gekannter Heftigkeit reagiert.

In ihrem Glauben an den allgemeinen Dornröschenschlaf ist 
die Regierung etwas zu weit gegangen. Madame Saunier-Seite hat 
das sehr gut verstanden, sie hat deshalb die Möglichkeit eines „A r­
rangements" angedeutet. Anders ausgedrückt: ein Arrangement in 
Detaillfragen, ohne das Wesentliche zu berühren.

Die Versammlung der „Nationalen Koordination der Streik 
und Kampfkomitees" am 18. März in Nanterre ist ein untrügliches 
Zeiohen für die weitere Gesundung der studentischen Massenbewe­
gung. Eine weitere Versammlung fand am 10. April in Amiens statt. 
In Amiens beschlossen (laut Le Monde vom 13. April) die Delegier­
ten von mehr als 50 französischen Universitäten den Generalstreik.

Am Montag, dem 12. April, wurde bereits die Mehrheit aller Unis 
bestreikt. „M . Giscard d'Estaing est prfeoccupfc -  Staatspräsident 
Giscard ist besorgt".
(aus: Politique Hebdo)

Der Streik der französischen Studenten hat, ausgehend von den 
Pariser Universitäten (wie Nanterre, Dauphine, d'Orsay) die Provinz 
erreicht Auch in Dijon, Limoges, Besancon, Mans, Lille und anderen 
Städten wurde nach Vollversammlungen der Vorlesungsbetrieb lahm­
gelegt.

Wie Le Monde (am 14. April) berichtet, werden inzwischen auch 
eine Reihe von Sekundarschulen in ganz Frankreich bestreikt: so in 
Nizza, Bordeaux, Poitiers, Romans, Dolem und Dünkirchen.

Beschluß des Unterbezirksparteiftag^ der SP^^armstadt__vom__l_3^j^_7A
zum Hochschulrahmengesetz (ohne Gegenstimme bei einigen Enthaltungen angenommen)

Der Unterbezirksparteitag lehnt das im Dezember 1975 verabschiedete Hochschul­
rahmengesetz (HRG) ab.
Gegen zahlreiche Proteste aus Ländern, Hochschulen und der SPD setzte die CDU 
im Vermittlungsausschuß zwischen Bundestag und Bundesrat ihre Vorstellungen 
durch.
In der Regierungserklärung von Willy Brandt vom 28.10.69 wurde das HRG als 
ein Teil der SPD-Reformpolitik unter den Aspekten der Überwindung der Ordi­
narienuniversität und Anpassung an die zeitlichen Anforderungen angekündigt.
Das verabschiedete HRG aber bedeutet:
- Abbau der Mitbestimmung aller Hochschulangehörigen in den Kollegialorganen
- Auflösung der verfaßten Studentenschaften
- unkontrollierte Nebentätigkeiten der Professoren
- Einführung eines Ordnungsrechtes
Der Untebbezirksparteitag fordert die SPD-Fraktion im Landtag auf, der not­
wendigen Novellierung der entsprechenden Landesgesetze nicht zuzustimmen.
Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, geeignete Schritte zur Rücknahme 
des HRG durchsuführen.
Auch wenn man weiß, daß Parteitagsbeschlüsse nur allzu oft auf dem 
Papier stehenbleiben, haben wir nun die Möglichkeit, die SPD und 
ihre Maddatsträger beim Wort zu nehmen.

■I

Gesucht: Wahlvorstand
Für die im Juni 76 stattfindenden Wahlen zum Studentenparlament und zu 
den Fachschaftsvertretungen werden noch Studenten für den Wahlvorstand 
gesucht, daraus drei bis sechs Mitgliedern bestehen eollte. Die Wahl­
vorstandsmitglieder dürfen auf keiner zur Wahl stehenden Liste kandi­
dieren und haben folgende Aufgaben:
Vor der Wahl: Auf ca. 2 - 4  Sitzungen sind die Wahlmodalitäten festzule­
gen und bekanntzugeben.
Während der Wahl: die Wahlen zu kontrollieren.
Nach der Wahl: die Auszählung zu überwachen und das Ergebnis zu veröffent­
lichen.
Wer diese Aufgabe übernehmen möchte, meldet sich bitte bis zum 30. April 
im AStA (unter Hinterlassung von Name, Adresse und ggf. Telefonnummer).
Da heute kaum jemand etwas umsonst tut (oder tun kann) wird diese verdient­
volle Arbeit wie im Vorjahr mit einer Aufwandsentschädigung von 40 DM pro 
Vorstandsmitglied honoriert.
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Hochschulhaushalt auf Sparflamme

Wenn in dieser WUB ruo Schwerpunkt HRG ein Artikel zum Hochschulhaushalt 
steht, so nicht nur deshalb, veil kürzlich im Haushaitaausachuß der Hoch­
schule dieser Punkt abgehandelt wurde und auch nicht, weil das HRG den In­
halt des Haushalts bestimmt hätte. Der Haushalt wäre ohne HRG wohl ebenso 
ausgefallen. Trotzdem hat beides recht viel miteinander zu tun: Es sind 
zwei Glieder derselben Kette; sie haben ähnliche Ursachen und Folgen, sind 
also somit als Zusammenhang zu sehen. Die gemeinsame Ursache ist in der 
Krise unserer höchst unsozialen "Marktwirtschaft" zu suchen, ihrer Unfähig­
keit die fUr Bildungsaufgaben notwendigen Mittel bereitzustellen; das liegt 
Keineswegs nur an der Böswilligkeit der "Politiker", wie von man­

chen geglaubt und behauptet vird, sondern ist ein Problem der gesellschaft­
lichen Grundstruktur (das im engen Rahmen dieses Artikels nicht behandelt 
werden kann). Gelder für Bildung und andere Bereiche vären wohl vorhanden; 
sie fließen allerdings in die falschen Kanäle und Taschen: zig Milliarden 
werden für Werbung verschwendet, als Subventionen verschenkt, durch Steuer- 
schvindel entzogen, für Rüstungsprodukte verausgabt oder in Verschwendungs­
und Uberflußproduktion gesteckt. Das Zweiergespann HRG - Sparflammenhaushalt 
bringt uns als gemeinsame Auswirkung die Tendenz, die Hochschulen endgültig 
zu "Dressuranstalten" zu machen, die entsprechend dem "Bedarf von Gesell­
schaft und Wirtschaft" Studenten im Fließbandverfahren produzieren sollen.
Dieses "Fließband" soll möglichst kostengünstig arbeiten und die Bandgeschvin- 

" digkeit soll 6 - 8  Semester (Regelstudienzeit) betragen.
Da also zwischen Unterfinanzierung des Bildungssektors und HRG ein enger Zu­
sammenhang besteht, müssen wir uns zwangsläufig (wie in dem geplanten Streik) 
gegen beide wenden.

Die wichtigsten Punkte des Haushalts

- Die Haushaltsmittel für Wissenschaft und Forschung sind seit 1970 nahezu 
konstant geblieben (bei einer durchschnittlichen Inflationsrate von 6,8 Z 
pro Jahr). Wissenschaft und Forschung dürften somit kaum auf dem aktuellen Stand 
sein, was wohl nicht ohne Auswirkung auf die Qualität der Ausbildung blei­
ben kann.

- Der Rahmenplan nach dem Hochschulbauförderungsgesetz (HBFG) beinhaltet u.a., 
daß die Zahl der studentischen Arbeitsplätze nicht erhöht vird und Gebäude, , 
die für die Fachbereiche Mathematik und Informatik geplant waren, nicht ge­
baut werden.
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Für die Unterhaltung der Hochachulbauten wären eigentlich 5,5 Mio DM er­
forderlich, es werden für 1976 aber nur 2 Mio DM - in Worten: zwei Millio­
nen Deutsche Mark - der THD zur Verfügung gestellt, so daß es nicht verwun­
dert, wenn TH-Kanzler Wilke (zuständig für Haushaltsfragen) von "Verrottung 
der Hochschule" spricht. Sollte jemand demnächst hören, daß es in einem Hoch 
Schulgebäude durch das Dach regnet, muß dies nicht unbedingt ein Gerücht 
sein: es gibt bereits einen solchen Fall, wie auf der Sitzung des Haushalts­
ausschusses der TH vom 5.3.76 zu erfahren war.

Stellenbewirtschaftung:
Nichts geht mehr 20 Stellen ab nach Kassel

Durch Erlaß vom 24.9.1975 hat das Hessische Kultusministerium eine unbe­
fristete (!) Stellensperre verfügt, die wie folgt aussieht:
- Planstellen von Professoren, die frei werden, können nur im Einzelfall auf 
besonders zu begründenden Antrag wieder besetzt werden.

- 25 X (1) aller Stellen für wissenschaftEche und technische Mitarbeiter und 
75 'X(l) aller Stellen für Verwaltungsangestellte werden,sobald sie frei 
werden, nach einem besonderen Verfahren nach und nach auf Dauer gesperrt.

Nach Inkrafttreten dieses Erlasses wurden aus dem wissenschaftichen Bereich 
4,5 Stellen und aus dem nicht-wissenschaftlichen Bereich 21 Stellen gesperrt. 
Obendrein kommt noch hinzu, daß 20 Stellen aus dem wissenschaftlichen Bereich 
demnächst an die Gesamthochschule Kassel abgegeben werden müssen!
Weiß man außerdem, daß in absehbarer Zeit 13.000(!) Studenten an der THD 
studieren sollen, lassen sich die verheerenden Folgen der minsteriellen Per­
sonalaustrocknungspolitik schon jetzt absehen.

Auch die Mittel für wissenschaftliche Hilfskräfte (Hiwis) wurden reduziert: 
1975 betrugen sie 3.623.364 DM, während für dieses Jahr nur 3.384.00 DM ausge- 
•chüttet wurden, wovon noch 200.000 DM für SozialZuschläge und Sonderzuwendun­
gen für Hilfskräfte mit Abschluß abzuziehen sind. Ursprünglich soll sogar vom 
Kultusministerium vorgesehen worden sein, den-Hilfskräfte-Haushalt aufzulösen; 
diese Absicht ließe sich sehr leicht mit S 57 des HRG absichern: "Das Landes­
recht kann Tutoren vorsehen.11

Auch Studentenwerk in Finanzschwierigkeiten

Auch die Zuschüsse des Kultusministeriums zum Studentenwerkshaushalt entspre­
chen nicht mehr dem. Deshalb wird im Studentenwerksvorstand u.a. über Mensa­
preiserhöhungen (bis jetzt noch!) diskutiert.
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St«llungnahme und Bericht des Vertreter» der Juio- 
Hochschulgruppe im AStA (Holgcr Gehbauer) rur Ersten 
ordentlichen Mitgliederversammlung der y«reinlgt«n 
Deutschen Studentenschaften (31.3.-2.4.76 in K81n)

rar all« alt Studentenachaftepolitlk nicht allzu aahr rar- 
trauten, hiar eine erklärende Einleitung! Auf der sweiteili- 
gen CrOndungaveraannl nng dar "Vereinigten Dantechea Studenten­
schaften" (VDI) Ton 22.-23. Mira und von 8. - 13 Mai 1973 
acüoaean «ich die Daebverblade der Studentenachaftan dar 
Hochachulen und OnlTeraitltaa (VDS) aovie die dar Fachhocb- 
achulan (SYI) zuaaamen. Bai dieaar CrOndungaYeraaaaalung ataad 
die Auaeinanderaataung ua die zu vergebenen Toratandaaltaa 
in Vordergrund, von denen dann achliellich die Baslegruppen, 
die Juao-Hochachhlgruppee, der LHV, dar MSB und der BHB ja 
einen erhielten. Innerhalb dieaea FOnfer-Voratandea bildet« 
aich ein Dreier-Block, beatahend aua Baalagruppen, Jusos 
und LHV, der in Auseinandersetzungen (AbatInnungen etc.)

MSB/SHB ateta geachloaaan (nach Abatlnuung ln der Dreier- 
Koalition) auftrat, uu nicht die Folitlk von MSB/SHB nun 
Tragen konnten zu laaaen. Die Zuaanaunaetzung daa Voratanda 
aua aehr unterachiedlichan Gruppen kan nur zuatanda, veil 
die Stlamanverhlltnlsse kann etrvaa andere« znlieBen. Banar 
kanawart war, daB MSB/SBB aich an Voratand beteiligten, ob­
wohl ala die mehrheitlich verabachiedate Hauptreaolution, 
die Grundlage dar Arbeit daa Vorataadaa und daa Verbaadaa 
aainaollte, ablahnten. GanlB der auf der Crttndungavarsanmluog 
verabachiedeten Satzung dar VDS findet jlhrllch aina Mitglie- 
derversaamlung atatt, die daa oberata beachluBfaaaende Organ 
dea Verbände« iat und die Blchtllnien und Crundaltae aalnar 
Arbeit beatinnt. Zur MV können die Vertreter (in der legal 
die ASten) dar einzelnen Studentenachaftan, denen entspre- 
chand dar Studentanzahl, die aie vertraten, nach einen tchlda- 
ael Stlanen zugatailt werden.
Der MV voraua ging an 30.3. ain'lCongreB zun HBC, auf den in• Kedabeitrigen die Kritik an HBC auf wenige Aapekte verengt 

de; vor allen dla Gefährdung dar Verfaflten Studentenachaft 
und daa Ordnungarecht at enden in Mittelpunkt, wlhrand ande­

re wichtige Funkte dea HB6, nie zun Beleplel der Angriff auf 
die Qualltlt dea Studiuna durch 6 - Saenaatriga Kagelatodlan- 
zeit, zu kura kamen. Die Diakuaalon un die Ferapektiva, unter 
der die Auseinandersetzung nlt den HBC zu fahren iat, ergab 
viele Caneinpllta« und wenig Neue«. Wenig erfreuliche« iat 
ebenfalla von der danach beginnenden MV zu berichten, die, 
wie hier vorveggenownan werden kann, auagaaprochan unergiebig

lack Wahl daa TageaprBaldiuna begannen Berichte und Auaapra- 
eban Ober die Arbeit dea Voratandea etc., wo aich daa Ablauf-
achana der MV aehr deutlich abzeichneta. Billigatea Cruppen- 
lickhack, paraSnllche Angriffe und Verunglinpfungen, Fenater- 
raden und CeschlftsordnungsnanOver, die daa Bild beatinmten, 
waren frailieh niett nur langweilig, aondarn aebienen auch 
zu aiaar VarzSgerungataktik gehören, die vor allen von der 
KSI/SHB-Fraktion praktiziert wurde, wohl ln dar Abaicht, ge­
gen Bnda der MV unter Zaitdruck eigene Foaltlonen baaaer 
durehaatzan zu kOnnen und zu verhindern, dal für MSB/SHB 
geflhrllche Antrlge (Jirl Malier «Iahe unten), behandelt

werden konnten. Leider kennte die«« Taktik von dar Jueo-Frak- 
tionafOhrung nicht untarbunden werden.

Zlna aolldariache und fruchtbare Diakuaalon kan nicht zustan- 
de, das
1. MSB/SHB den Dreiarblock in Voratand (aleha oben) in Inter­
esse ihrer Machtpolitik aufzubreehen verauchten, waa auch ge­
lang; unter anderen durch Dlffanierung dea Juaoa in alten 
VDS-Voratand.
2. Baaiagruppen-Vertreter verauchten, Juaoa und MSB/SHB ge- 
genainander auazuapielen, <ae ao eigene Foaltlonen veratlrkt 
durchzuaetzen.
Die« oder andere« fahrt« Ihrigen« dazu, daB dla Spannungen in­
nerhalb dar Baaiagruppen-Fraktion gegen Knde der MV faat zu 
aiaar Spaltung gefOhrt bitten.
Weaeatliche Merkmale der MV waren daa opportuniatiaeba Maeht- 
kalkOl von MSB/SHB, dla zur Bettung ihrer Voratandadtae we- 
aeatllcha Foaltlonen nahezu wideratandaloa aufgaban und die - 
inhaltliche Aimlharung der Beda gruppen an MSB/SHB. Wobei zu 
bemerken iat, dal varaehiedane Baeiagruppen-Kitglleder reich­
lich arataunt und teilweise anpOrt waren, al« aia in Antrlgen 
ihrer Fraktion Abachnitta fanden, die ebensogut von MSB/SHB 
bitten können kfinnen. Ana alladen geht hervor, dal weniger 
Inhalte in Vordergrund etandan ala vielmehr gruppenegoisti- 
achaa MachtkalkOl.
Auf dar MV wurde in wesentliches di« Krglnzung und Änderung 
dar alten Hauptreaolution dlekutlert; hlufig wurde Sias« Dia­
kuaalon aber leider von An Fraktion«!Ohrern auSerhalb der MV 
gefOhrt. Infolge der oben beachriebenen VerzBgeruuapolitik 
nahm die Behandlung der lauptreeolutioa ao viel Zeit in An­
spruch, daB von dea Binzalantrlgen nur ca. vier behandelt 
worden konnten, leben anderen Antrlgen wurde auch «in Antrag 
unseres AStA zu Aktionen gegen das HBC nicht behandelt 
(aieha g.j).
In Arbeltsprograan der verabschiedaten Hauptresolution ist als 
Schwerpunkt fOr daa SS "politische Disziplinierung unter be­
sonderer BerOckAhtigung der naaaiven Angriffe auf die politl- 
achaa lachte und Studiambedinguagen.wia sie in Hochschulrah­
mengesetz festgelegt sind" enthalten.Die VDS sollen zu diesen 
Thema Inda Kai/Anfang Juni aina Aktionswocha initiieren.
"Als zweiter Schwerpunkt fOr dla VDS stehen in SS 7t an, die 
Grundlage für die Durchführung dezentralen und zentraler Ak­
tionen in WS 76/77 gegen die aoziale Verschlechterung, Huna­
n s  Clausus, LehrararbAitslosigkait (in lahmen dar Arbeitslo­
sigkeit Oberhaupt) und die Auswirkung des Hochschulrahmenge­
setzes zu schaffen."
■ach dar AbstInnung Ober die Hauptreaolution kan es dann end­
lich zu einer Auseinandersetzung, in dar dla Karten auf den 
Tisch gelegt werden nult und in der auch MSB/SHB Farbe be­
kennen nulten. Zusaamen mit wahreren ASten (etwa 23), vonie- 
gend Juso-Basisgruppen-Koalitiona-ASten, legten wir einen An­
trag vor, in den die Freilaasung von Jirl Müller gefordert 
wurde. Jirl Müller ist ein StndentenfOhrer, der ln der CSSI
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inhaftiert und («foltert wurde, well er ein Bündnis «wischen 
der Metallerbeiter-Gewerkschaft und Studenten gefördert hatte 
und die Btlrger auf ihr lacht (wenn nan das so nennen vill) hin­
gewiesen hatte, bei Wahlen keine der vorgegebenen "Alterna­
tiven" ansukreusen. Die Empörung von MSB/SHB nachte «innal 
•ehr deutlich, wie sehr sie den vameintlich "sozialistischen 
Staaten" des Ostblocks verpflicht sind. On diesen Antrag wie­
der auf die Tagesordnung und danit sur Behandlung su bringen, 
wlra eine Zweidrittelmehrheit erforderlich gewesen; es kam aber 
nur eine deutliche absolute Mehrheit zustande, und obwohl der 
Antrag somit nicht behandelt wurde, waren MSB/SHB stehend k.o. 
lei den anschli’aienden Vorstandswahlen blieb die eingangs be­
schriebene Voratandazussamsnmtzung bestehen, da sich die 
Krlfteverhlltnisse nicht wesentlich gelndert hatten. Als Ver-
Inderang zum Vorjahr ergab sich aber, daß der Basisgruppen­
vertreter im VDS-Vorstand nicht mehr mit den Vertretern von 
Jusos und LHV einen Block bilden vird, sondern auch von Fall 
su Fall mit MSB/SUB gegen Juso/LHV arbeiten vird.

Darauf wurde der Zentralrat gewlhlt. Der Zentralrat besteht 
aus 30 in Listenwahl getoihlten ASten, tagt einmal im Monat 
und nimmt die Aufgaben der Mitgliederversammlung wahr, indem 
er dam Vorstand Weisungen erteilt etc.
Die Verteilung der Zentralratssitze spiegelt das Krlftever- 
hlltnis auf der MV wider: Vorjahr:
Basisgruppen/Juso/LHV-Liste: 15 Sitze (13)
MSB/SHB-Liste : 13 Sitze (II)
IBW-Liste : 1 Sitz ( 3)
KCDS-SLH-List« : I Sitz ( 3)

Für mich ergibt sich aus dem unbefriedigenden Verlauf der MV 
die Aufgabe, in der Juso-Hochschulgruppen-Bundcsorganisation 
darauf hinsuarbeiten, dal die Juso-Fraktion die nlchste MV zu 
einem Forum macht, auf dem Perspektiven erarbeitet werden, wie 
die Interessen der Studenten wirksam vertreten werden,und die 
MV nicht wieder eine Veranstaltung wird, in der skrupellose 
Machtpolitik (vor allem von MSB/SHB) dominiert.

_________________ f

Initiativgruppe für die Gründung einer Minimalorgani- 
satlon der Darmstädter Wohngemeinschaften
Ziels Vermittlung von neuen und alten WG-Mitgliedern 

und Wohnungen;Schaffung geeigneter Informationskanäle 
Öffentlichkeitsarbeit, Zusammenarbeit mit ande* 
ren Gruppen
Aufarbeitung von WG-typischen Problemen 

Wir brauchen: 1 - 2  größere WGs mit Telefon als Schalt­
stelle. Kontaktadresse: Schneider/v.Hopffgarten

Bleichstr. 37 
6100 Darmstadt

«M« Service: <8 uS - <Vei*te!h
Salt einigen Wochen vird vom AStA wieder (war alles schon mal da) 
«in Bus verliehen. Er kann als Transporter für Umzüge oder mit Sitz 
blnken für Ausflüge verwendet werden.Für Tarminabsprachan und Ver- 
tragsabschlul beim AStA-BUro vorbeikommen. Dar Wagen vird dann von 
dar Shell-Tankstelle in dar Magdalenenstrat« (Inhaber: E. Falk) 
h e r a u s g a g e b a n .
Dia Kosten lassen sich aus der nachstehendem List« entnehmen.
Bai Vertragsabschluß ist eine Anzahlung voa 20,00 DM su ent­
richten, die mit dam Rechnungsbetrag verrechnet wird. Um «ine 
annlhernda Auslastung su garantieren, wird ein Mindest- 
Rachnungsbetrag von 20,00 DM pro angefangeman Tag der Ent- 
leihung vereinbart.
Grundgebühr pro VertragsabschluB 8,00 DM
Praia pro Stunde 1,00 DM

oder
Frais pro Tag 8,00 DM
(bei mehr als 8 Stunden Benutzung)
Frais pro km 0,22 DM

Dar Wagen ist gut 
▼ a r s i c h a r t :
- Haftpflicht
- Insassan
- Vollkasko mit 

300 DM Salbst- 
batailigung

- Rechtschuts

Dia Bansinkostan sind vom Benutzer su trägem. Dar Wagen wird voll 
getankt sur Verfügung gestallt und wird bei dar Rückgabe wieder 
aufgatankt.
Leider kann aus varaicharungsrachtliehen Grinden nur ein Student 
dar THD als Entleiher auftreten.


